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Präambel
Wir sind das Junge Wirtschaftsforum – ein Verbund junger, engagierter Menschen 
mit klarer sozialdemokratischer Werteorientierung und einem ebenso klaren Be-
kenntnis zu einer starken, zukunftsfähigen Wirtschaft. Wir verstehen uns als Im-
pulsgeber und junge Stimme der Wirtschaft, die Verantwortung übernehmen will – 
für Wohlstand und einen daraus resultierenden starken sozialen Ausgleich und eine 
nachhaltige Entwicklung.

Für uns steht fest: Wirtschaft und Sozialdemokratie sind keine Gegensätze. Im Ge-
genteil – eine leistungsfähige, innovative Wirtschaft ist Voraussetzung für sozialen 
Aufstieg, gute Arbeit und einen handlungsfähigen Sozialstaat. Unternehmen sind 
nicht Gegner, sondern zentrale Partner bei der Gestaltung einer gerechten und pros-
perierenden Gesellschaft.

In einer Zeit, in der die Sozialdemokratie an Vertrauen verliert und Wählerinnen und 
Wähler sich verstärkt Parteien im rechten Spektrum zuwenden, braucht es neue Ant-
worten. Wir sind überzeugt: Eine progressive Wirtschaftspolitik mit einem klaren 
Blick für die Mitte der Gesellschaft ist entscheidend, um Vertrauen zurückzugewin-
nen und die Zukunftsfähigkeit unseres Landes zu sichern.

Deshalb bringen wir die Perspektive junger wirtschaftlicher Akteure in die politische 
Debatte ein. Als Junges Wirtschaftsforum stehen wir für mutige Reformen, die un-
seren Staat handlungsfähiger machen, Wachstum ermöglichen und Arbeitsplätze 
langfristig sichern. 
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1.	Sozialstaat
Sozialstaat neu denken: gerecht, leistungsfähig, 
wachstumsorientiert
Der Sozialstaat ist kein Selbstzweck, sondern ein zentraler wirtschaftlicher Faktor. 
Ein funktionierendes System schafft Sicherheit, erhöht Teilhabe und setzt Arbeits- 
und Innovationsanreize. Nur ein effizient organisierter Sozialstaat ermöglicht nach-
haltiges Wachstum, gesellschaftliche Stabilität und individuelle Aufstiegschancen.
Gesundheitssystem vereinheitlichen und Versorgung sichern

Die Trennung von gesetzlicher und privater Krankenversicherung führt zu Ineffizi-
enzen und Ungleichbehandlung. Ziel ist eine verpflichtende gesetzliche Kranken-
versicherung für alle (Bürgerversicherung). Die Finanzierungsstrukturen müssen so 
ausgestaltet werden, dass bestehende Ungleichgewichte abgebaut werden. Gleich-
zeitig ist die Versorgungslage zu verbessern: Insbesondere im Bereich psychischer 
Gesundheit braucht es deutlich mehr Kassenzulassungen, um Wartezeiten zu redu-
zieren und den Zugang zu erleichtern.

Leistung anerkennen – auch außerhalb klassischer Erwerbsarbeit
Care-Arbeit ist ein zentraler Bestandteil gesellschaftlicher Wertschöpfung und muss 
sich stärker im Sozialstaat widerspiegeln. Pflege- und Erziehungsleistungen müssen 
konsequent in der Rentenversicherung und auch in der betrieblichen Altersvorsorge 
berücksichtigt werden. Die betriebliche Altersvorsorge bleibt ein wichtiges Instru-
ment, muss jedoch durch den Abbau übermäßiger Regulatorik deutlich vereinfacht 
und attraktiver gestaltet werden.

Soziale Gerechtigkeit zielgenauer gestalten
Das bestehende System aus Kindergeld und steuerlichen Freibeträgen begünstigt 
hohe Einkommen überproportional. Leistungen müssen stärker an tatsächlicher 
Bedürftigkeit ausgerichtet werden, um Verteilungsgerechtigkeit zu erhöhen und 
staatliche Mittel effizienter einzusetzen. Gleichzeitig sind Investitionen in Bildung 
und Infrastruktur zentrale Voraussetzungen für Chancengleichheit und langfristi-
ge wirtschaftliche Leistungsfähigkeit. Des Weiteren setzen wir uns für bessere Kin-
derbetreuung und weitere Maßnahmen ein, die vor allem Frauen in ihrer Care Arbeit 
entlasten und ihnen damit mehr eigene Teilhabe am Arbeitsmarkt ermöglichen kön-
nen. Wir setzen uns außerdem für attraktive steuerrechtliche Rahmenbedingungen 
und eine gleichberechtigte Partnerschaft ein.

Arbeitsmarkt flexibilisieren und Teilhabe stärken
Arbeitnehmerrechte  sind eine sozialdemokratische Errungenschaft und sollten im 
Sinne der hart arbeitenden Mehrheit ausgerichtet werden. Zeitgleich dürfen rechtli-
che Einschränkungen nicht dazu führen, dass Einzelne in der Lage sind, Innovation 
und Anpassungsfähigkeit zu hemmen. Kündigungsprozesse und Abfindungsrege-
lungen sind zu vereinfachen. Damit kann einerseits wirtschaftliche Dynamik sicher-
gestellt und andererseits arbeitnehmer*innenseitig Prozesse beschleunigt werden. 
Das Streikrecht darf nicht missbraucht werden. Tarifverträge müssen so gestaltet 
werden, dass individuelle Lohnsteigerungen und Anreizsysteme möglich sind.
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Gezielte Unterstützung für belastete Berufsgruppen
Menschen in körperlich besonders belastenden Berufen benötigen bessere Perspek-
tiven. Dazu gehören flexible Renteneintrittsmodelle, gezielte Rentenverbesserungen 
sowie systematische Umschulungsangebote, die einen realistischen Wechsel in we-
niger belastende Tätigkeiten ermöglichen. Zeitgleich ist für das junge Wirtschaftsfo-
rum klar, dass auch eine weitere Flexibilisierung des Renteneintrittsalters sinnvoll 
sein kann, um unser Rentensystem für alle Generationen zukunftsfest zu gestalten.

Zugang zu Bildung und Studium sichern
Investitionen in Humankapital haben die höchste volkswirtschaftliche Rendite. Es 
ist daher zwingend notwendig, Investitionen im Bereich Bildung stark auszubauen 
und den Wissenschaftsstandort Deutschland im internationalen Wettbewerb at-
traktiver zu machen. Bildung muss unabhängig vom eigenen Einkommen oder dem 
der Eltern finanzierbar sein. Die bestehenden Förderinstrumente greifen zu kurz, 
insbesondere für diejenigen, die knapp außerhalb der BAföG-Grenzen liegen. Hier 
braucht es ergänzende, unbürokratische Lösungen, um echte Chancengleichheit zu 
gewährleisten. 

Es bedarf gleichzeitig einer Reform der Krankenversicherung für Werkstudenten. 
Aktuell setzt sich der Beitrag nicht prozentual gemessen am Lohn zusammen, son-
dern ist Einkommensunabhängig als Festsatz festgelegt. Diese Regelung hält viele 
Studenten vor Mehrarbeit ab und ist im Kern schlichtweg ungerecht.

Wohnraum als Voraussetzung für Chancengerechtigkeit
Bezahlbarer Wohnraum ist eine wesentliche Grundvoraussetzung für Bildungschan-
cen sowie die allgemeine gesellschaftliche Teilhabe. Wenn steigende Mieten den Stu-
dienort oder die Wahl des Arbeitsplatzes diktieren, führt dies zu sozialer Ungleichheit. 
Wir setzen uns deshalb für eine konsequente Mietpreisbremse und den Ausbau staatli-
cher Baugenossenschaften ein. Unser Ziel ist ein Wohnungsmarkt, der die Bedürfnisse 
der Menschen priorisiert und faire Lebenschancen für alle Einkommensgruppen er-
möglicht. Echte gesellschaftliche Teilhabe beginnt in den eigenen vier Wänden.

Kapitalgedeckte Elemente stärken
Die umlagefinanzierte Rente steht unter dem Druck demografischer Entwicklungen. 
Ergänzend sind kapitalgedeckte Elemente notwendig. Eine Aktienrente sowie staat-
lich organisierte Fonds können langfristig Stabilität schaffen und die individuelle 
Vorsorge stärken. Entscheidend ist eine breite, risikoarme und transparent organi-
sierte Ausgestaltung.

Grundsicherung als letzte Absicherung
Es gibt einige Menschen in Deutschland, die aufgrund von Krankheit, der Pflege von 
Angehörigen oder weiteren Gründen dem Arbeitsmarkt nicht zur Verfügung stehen. 
Wir als junges Wirtschaftsforum sprechen uns ausdrücklich dafür aus, diese Men-
schen in jeglicher Hinsicht bestmöglich in ihrem Leben zu unterstützen. Zeitgleich 
können wir es uns in Zeiten von zunehmend unbesetzten Stellen und einem dringen-
den Bedarf an Arbeitskräften nicht erlauben, Erwerbspotentiale unzureichend aus-
zuschöpfen.
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2.	Industriestandort Deutschland
Das Junge Wirtschaftsforum bekennt sich klar zum Industriestandort Deutschland, 
da dieser den Wohlstand für unsere und kommende Generationen sichern kann. Es 
bedarf daher einer wettbewerbsfähigen und modernen Industriepolitik, die effizi-
entes Wirtschaften ermöglicht und die industrielle Basis unseres Landes fit für die 
Zukunft macht. Gleichzeitig liegt die Zukunft der Industrie nicht im Bewahren des 
Status quo, sondern in der mutigen Gestaltung von Transformation. So sichern wir 
Arbeitsplätze für traditionelle Industriearbeiter, während gleichzeitig neue Arbeits-
plätze durch die Weiterentwicklung unserer Wirtschaftszweige geschaffen werden.

Bürokratie abbauen
Die deutsche Industrie leidet unter einem hohen bürokratischen Aufwand und lan-
gen Genehmigungsverfahren. Beides muss vereinfacht werden. Auflagen, wie Be-
richtspflichten oder das deutsche Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz, sehen wir 
zwar als wichtig an, dürfen in Anbetracht der angespannten wirtschaftlichen Lage 
aber nicht zu unverhältnismäßig hohen Belastungen führen.

Innovation, Standort & Wettbewerb stärken
Innovationskraft ist die Grundlage für langfristige Wettbewerbsfähigkeit. For-
schung, Entwicklung und Technologietransfer müssen daher gezielt gefördert wer-
den, um im internationalen Wettbewerb bestehen zu können. Deutschland kann 
seine industrielle Stärke nur sichern, wenn es gelingt, neue Technologien schnell 
in marktfähige Anwendungen zu überführen. Gleichzeitig sind die Standortbe-
dingungen entscheidend. Hohe Bürokratie, langsame Genehmigungsverfahren 
und unzureichende Infrastruktur bremsen Investitionen und Innovationen. Diese 
Hemmnisse müssen konsequent abgebaut werden, um ein attraktives Umfeld für 
Unternehmen zu schaffen. Internationale Partnerschaften sind dabei unverzichtbar: 
Gerade bei Lieferketten und Schlüsseltechnologien ist globale Zusammenarbeit ein 
zentraler Erfolgsfaktor.

Energiekosten senken
Energiepreise sind die Achilles-Verse der Industrie und in Deutschland viel zu hoch. 
Sie machen den Standort Deutschland unattraktiv für Investitionen und müssen 
daher dringend konsequent gesenkt werden. Erneuerbare Energien können schon 
heute fossile Energieträger ersetzen. Ihr Ausbau sowie der Ausbau von Netzen und 
von Speicherkapazitäten müssen daher konsequent vorangetrieben und europäisch 
gedacht werden, um langfristig wettbewerbsfähig zu bleiben. Ferner unterstützen 
wir den konsequenten Ausbau der Wasserstoffinfrastruktur.

Dekarbonisierung vorantreiben
Unsere Industrie durchläuft aktuell einen großen Transformationsprozess. Wir be-
grüßen, dass der Staat durch finanzielle Mittel die Dekarbonisierung unterstützt. 
Darüber hinaus muss der Zertifikatehandel gestärkt und die Rahmenbedingungen 
für die Nutzung von CCS/CCU-Technologien geschaffen werden. Gleichzeitig darf 
der Blick auf alte Industrien nicht die Förderung moderner Industriezweige verde-
cken. 
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Gezielte Investitionen tätigen
Staatlich geförderte Investitionen in die Infrastruktur halten wir für notwendig. Das 
Geld muss zielgerichtet eingesetzt werden.

Internationale Zusammenarbeit
Internationale Partnerschaften bleiben ein zentraler Pfeiler deutscher Industriepoli-
tik. Auch wenn sich die Hoffnung auf politischen Wandel durch Handel nicht erfüllt 
hat, wäre Abschottung der falsche Weg. Stattdessen gilt es, Handelsbeziehungen zu 
diversifizieren, Abhängigkeiten zu reduzieren und neue Partnerschaften weltweit 
auszubauen. Eine enge europäische Abstimmung stärkt dabei die wirtschaftliche 
Resilienz und die strategische Handlungsfähigkeit.
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3.	Innere und äußere Sicherheit
Als Junges Wirtschaftsforum setzen wir uns für eine Zukunft ein, in der Deutschland 
und Europa keine bloßen Spielbälle globaler Mächte, sondern eigenständige Akteure 
sind. Wir haben verstanden, dass Sicherheit im 21. Jahrhundert weit über das Militä-
rische hinausgeht. Für uns bedeutet Sicherheit die Garantie auf Selbstbestimmung. 
Wir wollen die einseitigen Abhängigkeiten überwinden und eine Resilienz aufbauen, 
die uns handlungsfähig macht – technologisch, wirtschaftlich und gesellschaftlich. 
Unser Ziel ist ein Europa, das seine Werte nicht nur proklamiert, sondern sie aus ei-
ner Position der Stärke heraus schützt.

Der Weg zur digitalen Selbstbestimmung
Lange Zeit haben wir zugesehen, wie kritische Prozesse und Datenströme in die 
Hände einzelner Big-Tech Akteure wandern. Wir fordern konsequente Investitionen 
in europäische Cloud-Strukturen und Software-Ökosysteme, die auf Open-Sour-
ce-Prinzipien basieren. Staatliche Handlungsfähigkeit darf keine Blackbox sein. Sie 
muss auf transparenter, kontrollierbarer und eigener Technik fußen. Nur wenn wir 
die Hoheit über unsere Daten und Algorithmen zurückgewinnen, bleibt unser demo-
kratischer Diskurs frei von externer Manipulation.

Verteidigung europäisch denken
Die sicherheitspolitische Zeitenwende verlangt von uns, Verteidigung radikal europä-
isch zu denken. Wir setzen uns für eine tiefgreifende Europäisierung der Verteidigung 
ein. Das bedeutet: Gemeinsame Forschung, gemeinsame Beschaffung und eine integ-
rierte europäische Rüstungsindustrie, die den Fokus auf europäische Innovationen legt. 
Wir wollen strategische Autonomie, die uns zum verlässlichen Partner macht, aber uns 
gleichzeitig die Freiheit gibt, unsere Sicherheitsinteressen unabhängig zu definieren.

Cybersicherheit und krisenfester Datenschutz
In einer hypervernetzten Welt ist Cybersicherheit ein neuer Bestandteil der Da-
seinsvorsorge. Angriffe auf Unternehmen, Strom- und Telekommunikationsnetze 
oder Verwaltungen sind Angriffe auf unser gesellschaftliches und wirtschaftliches 
Fundament. Wir begreifen Cybersicherheit als staatliche Kernaufgabe und fordern 
umfassende Investitionen in die Abwehrkapazitäten auf allen Ebenen. Dabei gilt es 
auch, unseren Datenschutz krisensicher zu gestalten. Wir setzen auf dezentrale, ver-
schlüsselte Strukturen, die auch in extremen Krisensituationen die Privatsphäre der 
Bürger*innen schützen und gleichzeitig die Funktionsfähigkeit von Staat und Wirt-
schaft garantieren.

Wehrhafte Demokratie in der digitalen Welt
Eine der größten Gefahren für unsere innere Sicherheit ist die gezielte Zersetzung 
der Wahrheit durch Fake News und Desinformation. Daher fordern wir eine klare 
Verantwortungsübernahme von Staat und Unternehmen. Plattformbetreiber dürfen 
sich nicht hinter Algorithmen verstecken, die Spaltung und Hass für Profit maximie-
ren. Wir brauchen eine strikte Regulierung der Plattformen und deren konsequente 
Durchsetzung. Gleichzeitig muss Medienkompetenz für alle Generationen zu einer 
Grundfähigkeit werden. Nur eine informierte und resiliente Gesellschaft ist in der 
Lage, den Angriffen auf unsere demokratischen Werte standzuhalten und den sozia-
len Zusammenhalt langfristig zu sichern.
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4.	Moderner Staat
Das Junge Wirtschaftsforum steht für einen modernen Staat, der digital, zugänglich, 
barrierefrei und europäisch aufgestellt ist. In einer Zeit tiefgreifender Transformati-
on braucht es einen Staat, der Verfahren vereinfacht, Fachkräfte gewinnt, Innovation 
fördert und Leistungen aus einer Hand erreichbar macht. Ein moderner Staat misst 
sich an seiner Fähigkeit, Probleme wirksam zu lösen und Fortschritt zu ermöglichen.

Staat wieder handlungsfähig machen
Ein moderner Staat braucht mutige und moderne Lösungen. Dazu gehört aus Sicht 
des Jungen Wirtschaftsforums, Verfahren neu zu organisieren, Zuständigkeiten 
klarer zu bündeln, Entscheidungen schneller zu ermöglichen und den Staat insge-
samt zugänglicher zu machen. Wo Anträge standardisiert, digital und rechtssicher 
bearbeitet werden können, sollte die Genehmigungsfiktion zum Regelfall werden. 
Reagiert die Verwaltung innerhalb einer definierten Frist nicht, gilt ein Antrag als 
genehmigt. So schafft der Staat mehr Planbarkeit, Verlässlichkeit und Tempo und 
stärkt zugleich Vertrauen in seine Handlungsfähigkeit.

Der moderne Staat muss ein zugänglicher Staat sein. Zu viele Menschen erleben ihn 
heute als unübersichtlich, langsam und voraussetzungsreich. Niederschwellige und 
barrierefreie Lösungen müssen daher zum Leitprinzip staatlichen Handelns werden. 
Wer Leistungen beantragt, Informationen sucht oder mit Behörden kommuniziert, 
darf sich nicht durch eine diffuse Landschaft aus Portalen, Zuständigkeiten und Ein-
zellösungen kämpfen müssen. 

Den modernen Staat europäisch denken
Der moderne Staat kann nicht allein national gedacht werden. Viele der Herausfor-
derungen, vor denen Deutschland steht, lassen sich nur europäisch sinnvoll beant-
worten. Wer den Staat modernisieren will, muss ihn stärker in einen europäischen 
Handlungsraum einbetten. Das gilt insbesondere für den Arbeitsmarkt. Eine zeit-
gemäße Fachkräfteeinwanderung braucht Anreize und europäische Lösungen wie 
einen funktionierenden European Talent Pool und digitale Matching-Instrumen-
te nach dem Prinzip eines »Job Tinder«, die Fachkräfte und Arbeitgeber schneller, 
transparenter und grenzüberschreitend zusammenbringen. Staatliche Vermitt-
lungsagenturen sollen dabei für faire und verlässliche Bedingungen sorgen. Stoßen 
die Agenturen an Grenzen, müssen die Kapazitäten erhöht werden. Ist dies nicht 
möglich, muss der Staat dafür Sorge tragen, dass private Vermittlungsagenturen die 
gleichen Qualitätsstandards aufweisen. Unabhängig vom Weg, wie Menschen nach 
Deutschland kommen, sollen ausreichende Integrationsangebote bestehen und ge-
fördert werden. 

Junge Ideen stärken, Wachstum ermöglichen
Ein moderner Staat modernisiert nicht nur Verwaltung, sondern schafft Raum für 
Innovation. Er fördert junge Ideen, stärkt Gründergeist und denkt Skalierung euro-
päisch. Initiativen wie EU Inc weisen hier in die richtige Richtung, da sie Gründung 
und Wachstum im Binnenmarkt einfacher machen sollen. Forschungsstandorte und 
Innovations-Cluster zeigen, wie aus dem Zusammenspiel von Wissenschaft, Unter-
nehmertum, Kapital und staatlicher Unterstützung Innovationen und Wachstum 
entstehen können. 
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Das junge Wirtschaftsforum setzt sich gezielt für die Förderung und Unterstützung 
von jungen Gründer*innen und Start-ups ein. Hierbei ist es wichtig, die bürokrati-
schen Hürden für eine Gründung deutlich zu reduzieren, um eine volle Fokussierung 
auf das Unternehmen zu ermöglichen. Zeitgleich ist es wichtig an Schulen und an-
deren Orten junge Menschen gezielt zur Gründung und zum Unternehmertum zu 
motivieren, hierbei ist eine grundsätzliche bessere und fundierte Finanzbildung in 
Bildungseinrichtungen unabdingbar. Wir sind der festen Überzeugung, dass junges 
Unternehmertum und der Aufbau von Wohlstand durch eigenen Fleiß und Arbeit in 
diesem Kontext zur Kern-DNA der Sozialdemokratie gehören muss.

Ausbildungsberufe und Weiterbildung gezielt stärken
Ein moderner Staat darf nicht nur akademische Karrierewege im Blick haben. Er 
muss Ausbildungsberufe wieder stärker ins Zentrum rücken und beleben, schließ-
lich sind sie für das Funktionieren von Gesellschaft und Wirtschaft unverzichtbar. Es 
sollte sich dafür eingesetzt werden, dass genügend Menschen die Berufe ergreifen, 
auf denen die Modernisierung des Landes überhaupt erst beruht. Dazu braucht es 
bessere Berufsorientierung, höhere gesellschaftliche Sichtbarkeit, modernere Aus-
bildungspfade und eine stärkere Verzahnung von Schule, Ausbildung und Arbeits-
markt. Gerade in Zeiten des Fachkräftemangels sollte brauchen wir attraktive Aus-
bildungsplätze.  

Künstliche Intelligenz wird die Arbeitswelt, bestehende Berufsbilder und Tätigkei-
ten verändern, aber auch neue Beschäftigungsmöglichkeiten schaffen. Um diesen 
Wandel sozial gerecht und wirtschaftlich erfolgreich zu gestalten, braucht es ganz-
heitliche Aus- und Weiterbildungsangebote für alle Generationen. 
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